
 

   

   

 

Per elektronischer Kommunikation 

 

Rechtsanwälte  

Zimmer-Gratz 

Postfach 11 15 

66353 Bous 

  

Ihr Zeichen Ihre Nachricht vom Geschäftszeichen Durchwahl Datum 

322/24 17.09.2024 3000-0003#2024/0018-0104 LfDI 214 26.05.2026 

 

 

Beendigung des Verfahrens 

 

Ihre Beschwerde gegen Polizeipräsidium Rheinpfalz, ZBS 

1) Meldeadressen: frühere Anschriften 

2) Verfahrensübergreifende Lichtbildnutzung 

 

 

Sehr geehrter Herr Zimmer-Gratz, 

 

auf Grundlage Ihrer Beschwerde und den mir nunmehr vorliegenden Informationen gehe ich von 

folgendem Sachverhalt aus: 

 

I. 

 

1) Verarbeitung früherer Anschriften aus dem Melderegister 

 

Die ZBS hat bei Melderegisterabfragen nicht nur die aktuelle Anschrift der jeweils betroffenen Person 

abgerufen, sondern auch die im Melderegister hinterlegten früheren Anschriften in die elektronische 

Akte übernommen. 

 

Bereits in einem früheren, von meiner Behörde geführten Verfahren (Az. 3000-0002#2023/0003; 

Aktenzeichen 78/23 des Polizeipräsidiums Rheinpfalz) hatte das Polizeipräsidium zugesichert, in 

der Fachanwendung OWI21 voraussichtlich im ersten Quartal 2024 technische Anpassungen 

vorzunehmen, um die Übernahme früherer Anschriften in die Akte zu unterbinden.  

 

Die nun vorliegenden Vorgänge betreffen jedoch ausschließlich Melderegisterabfragen, die sämtlich 

nach dem ersten Quartal 2024 erfolgt sind. 

 

Laut Stellungnahme des Polizeipräsidiums Rheinpfalz sei mit einer Änderung der Fachanwendung 

OWI21 nunmehr voraussichtlich erst im ersten Quartal 2025 zu rechnen. Die technischen 

Anpassungen der Software lägen im Verantwortungsbereich des LDI; hierauf habe das 

Polizeipräsidium keinen unmittelbaren Einfluss. 
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2) Verfahrensübergreifende Nutzung von Messfotos 

 

Die ZBS zog zur Identifizierung des Fahrzeugführers im Verfahren  Messbilder aus 

früheren Verfahren (  und ) heran. Ausgangspunkt war jeweils ein neuer 

Geschwindigkeitsverstoß, bei dem durch die Geschwindigkeitsüberwachungsanlage ein aktuelles 

Messfoto gefertigt wurde. Anschließend rief die Sachbearbeitung zu dem Fahrzeughalter 

gespeicherten Vorgänge aus früheren Ordnungswidrigkeitenverfahren auf, sichtete die dort 

hinterlegten Messbilder und glich diese mit dem aktuellen Messfoto ab. Auf diesem Weg wurde die 

betroffene Person identifiziert. 

 

Zum Zeitpunkt des Abgleichs war das Altverfahren  (Rechtskraft: 10.03.2022) bereits 

rechtskräftig abgeschlossen, das Verfahren  jedoch nicht (Rechtskraft 31.08.2024; 

Abgleich 27.08.2024). Ihr Mandant machte jeweils geltend, die Messbilder hätten zu diesem 

Zeitpunkt bereits nach § 101 Abs. 8 StPO i.V.m. § 46 Abs. 1 OWiG gelöscht sein müssen. 

 

Das Polizeipräsidium Rheinpfalz führte unter Bezugnahme auf die Entscheidung des AG Landstuhl 

vom 27.09.2024, 3 OWi 4211 Js 12289/23 aus, eine Löschungsverpflichtung für die Messfotos 

ergebe sich nicht. Zur Begründung verwies es auf die Argumentation des Gerichts: 

 

„…Zwar ist dem Betroffenen zuzugeben, dass die über § 100h StPO gewonnenen Messbilder aus 

anderen Verfahren nach § 101 Abs. 8 StPO zu löschen sind, sobald sie in den jeweiligen Verfahren 

nicht mehr „erforderlich“ sind, was theoretisch mit Eintritt der Rechtskraft bejaht werden könnte. 

  

Dieser Gedanke greift jedoch im Verkehrsordnungswidrigkeitenrecht aus verschiedenen Aspekten 

heraus zu kurz. Zum einen ist § 101 Abs. 8 StPO nicht singulär zu betrachten. Die sonstigen 

gesetzlichen Löschungsprüffristen (etwa § 489 Abs. 3 i.V.m. §§ 483-485 StPO) finden weiterhin 

Anwendung (KK-StPO/Henrichs/Weingast StPO § 101 Rn. 39; HK-GS/Hartmann StPO § 101 Rn. 

15), auf welche auch § 49c Abs. 5 OWiG verweist und eine eigenständige Frist festlegt. Gerade die 

Verwendung der gespeicherten Daten für die Ermittlung weiterer Taten ist ja - in der 

Kommentarliteratur - ausdrücklich als möglich benannt (BeckOK StPO/Hegmann StPO § 101 Rn. 

59). Zudem würde die sofortige Löschungspflicht nach Eintritt der Rechtskraft zu irreparablen 

Zuständen für einen Betroffenen im Fall der Wiedereinsetzung in die versäumte Einspruchsfrist oder 

für den Fall der Wiederaufnahme des Verfahrens, bspw. bei Fahrerverwechslung, führen…“ 

 

Ferner teilte das Polizeipräsidium mit, dass die Verfahren in der Fachanwendung OWI21 als 

elektronische Akten gespeichert werden.  

 

II. 

 

 

Ich habe diesen Sachverhalt in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht überprüft. Auf der Grundlage 

dieses Sachverhalts kann ich datenschutzrechtliche Verstöße feststellen. 

 

Im Einzelnen: 

 

1) Verarbeitung früherer Anschriften aus dem Melderegister 

 

Der Abruf und die weitere Verarbeitung personenbezogener Daten aus dem Melderegister ist nur 

zulässig, soweit diese Daten zur Erfüllung der Aufgaben der abrufenden Stelle im Einzelfall 

erforderlich sind (§ 34a Abs. 1 BMG i.V.m. § 14 Abs. 4 S. 1, Abs. 5 S. 1 MDLVO). 
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Die automatisierte Erhebung früherer Anschriften stellt insoweit eine Erhebung zusätzlicher 

personenbezogener Daten dar, deren Kenntnis für die Durchführung eines 

Ordnungswidrigkeitenverfahrens i.d.R. nicht erforderlich ist, sofern die aktuelle Anschrift feststeht 

und keine konkreten Anhaltspunkte für Zustellprobleme oder Identitätszweifel bestehen. 

 

Werden solche Daten gleichwohl in die elektronische Akte übernommen, liegt darin eine unzulässige 

Verarbeitung nicht erforderlicher personenbezogener Daten. 

 

Unabhängig davon, ob der Abruf automatisiert erfolgt, ist die verantwortliche Stelle verpflichtet, durch 

geeignete organisatorische und technische Maßnahmen sicherzustellen, dass personenbezogene 

Daten nur verarbeitet werden, soweit dies für den jeweiligen Verarbeitungszweck erforderlich ist (§ 

58 Abs. 1, Abs. 3, § 62 Abs. 1 S. 1 BDSG i.V.m. § 500 Abs. 2 Nr. 1 StPO, § 46 Abs. 1 OWiG). Hierzu 

gehört, automatisiert abgerufene, für das Verfahren nicht erforderliche Daten nicht in die Akte zu 

übernehmen bzw. unverzüglich zu entfernen oder ihre weitere Verarbeitung zu unterbinden. 

 

Der Hinweis des Polizeipräsidiums, die technischen Anpassungen der Fachanwendung lägen 

außerhalb seines unmittelbaren Einflussbereichs, entbindet die verantwortliche Stelle nicht von ihrer 

Pflicht, die Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung sicherzustellen. Bis zur Umsetzung technischer 

Lösungen sind daher geeignete organisatorische Maßnahmen zu treffen, um eine Verarbeitung nicht 

erforderlicher Meldedaten auszuschließen. 

 

2) Verfahrensübergreifende Nutzung von Messfotos 

 

Bei den durch die Geschwindigkeitsüberwachung gefertigten Messbildern handelt es sich um 

personenbezogene Daten (§ 46 Nr. 1 BDSG i.V.m. § 500 Abs. 2 Nr. 1 StPO i.V.m. § 46 Abs. 1 

OWiG). Die Messbilder sind jedenfalls als Bildaufnahmen im Sinne des § 100h Abs. 1 S. 1 Nr. 1 

StPO einzuordnen, sodass die verfahrensrechtlichen Vorgaben des § 101 StPO, der über § 46 Abs. 

1 OWiG auch im Bußgeldverfahren entsprechend anzuwenden ist, zu beachten sind. 

 

Nach § 101 Abs. 8 StPO sind personenbezogene Daten, die durch eine Maßnahme nach § 100h 

StPO erlangt wurden, unverzüglich zu löschen, sobald sie zur Verfolgung der Ordnungswidrigkeit 

sowie für eine etwaige gerichtliche Überprüfung der Maßnahme nicht mehr erforderlich sind. 

Maßgeblich ist damit der Fortbestand einer konkreten verfahrensbezogenen Erforderlichkeit.  

 

Mit Eintritt der Rechtskraft der jeweiligen Bußgeldentscheidung entfällt i.d.R. die Erforderlichkeit der 

Speicherung des Messbildes für die Verfolgung der Ordnungswidrigkeit (so auch: BR-Drs. 275/07, 

S. 145 zweiter Gedankenstrich). Anhaltspunkte dafür, dass im konkreten Einzelfall darüber hinaus 

noch eine gerichtliche Überprüfung der Maßnahme zu erwarten gewesen wäre, lagen in den 

geprüften Fällen nicht vor. 

 

Der Löschfrist steht nicht entgegen, dass Bußgeldakten nach den Angaben des Polizeipräsidiums 

in der Fachanwendung OWI 21 als elektronische Akten gespeichert werden. Die für Dateien 

geltende Vorschriften der §§ 483 ff. StPO, auf die § 49c Abs. 5 OWiG verweist, finden auf die 

Führung elektronischer Akten keine Anwendung (vgl. Landesverordnung über die elektronische 

Aktenführung in behördlichen Bußgeldverfahren der Zentralen Bußgeldstelle vom 06. Mai 2021 

i.V.m. § 110a OWiG). Nach § 496 Abs. 3 StPO sind elektronische Akten gerade keine Dateisysteme 

i.S.d. Regelungen (vgl. BT Drs. 18/94156 S. 68; Krenberger/Krumm, 8. Aufl. 2024, OWiG § 49d Rn. 

1 f.; § 49 c Abs. 1 Hs. 1 OWiG). Ist das Messbild – wie hier – Bestandteil der elektronischen Akte, 

kann seine weitere Speicherung daher nicht auf die Dateiregelungen der Strafprozessordnung 

gestützt werden. 

https://dserver.bundestag.de/brd/2007/0275-07.pdf
https://dserver.bundestag.de/brd/2007/0275-07.pdf
https://www.landesrecht.rlp.de/bsrp/document/jlr-Bu%C3%9FGeldElektAktfVRPrahmen
https://www.landesrecht.rlp.de/bsrp/document/jlr-Bu%C3%9FGeldElektAktfVRPrahmen
https://dserver.bundestag.de/btd/18/094/1809416.pdf
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Soweit auf die Möglichkeit einer Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (§ 52 OWiG) oder einer 

Wiederaufnahme des Verfahrens (§ 85 OWiG) verwiesen wird, rechtfertigt allein die abstrakte 

Möglichkeit entsprechender Verfahren keine fortdauernde Speicherung personenbezogener Daten. 

Andernfalls würde die spezialgesetzliche Löschverpflichtung des § 101 Abs. 8 StPO faktisch 

leerlaufen. Maßgeblich ist vielmehr, ob im konkreten Einzelfall tatsächliche Anhaltspunkte für ein 

solches Verfahren bestehen. Solche Anhaltspunkte waren hier nicht ersichtlich. 

 

Zwar kann die Verwendung von Messbildern aus einem Verfahren in einem anderen, parallel 

geführten Verfahren zulässig sein (vgl. BGH NJW 2009, 792; BeckOK StPO/Hegmann, 55. Ed. 

1.4.2025, StPO § 101 Rn. 60). Eine solche Konstellation lag in den geprüften Fällen jedoch nur für 

das Verfahren  vor. Vielmehr wurde ein Messbild aus einem bereits rechtskräftig 

abgeschlossenen Verfahren ( ) nachträglich zur Identifizierung in einem neuen 

Verfahren herangezogen. 

 

Damit war das Messbild zum Verfahren  mangels fortbestehender Erforderlichkeit 

spätestens mit Eintritt der Rechtskraft der jeweiligen Verfahren gem. § 101 Abs. 8 StPO zu löschen. 

Die fortdauernde Speicherung und anschließende Nutzung zur Identifizierung in späteren Verfahren 

war daher unzulässig. 

 

Hierin liegt ein Verstoß gegen die Grundsätze der Zweckbindung, Erforderlichkeit und 

Speicherbegrenzung nach §§ 47 Nr. 2, Nr. 3 und Nr. 5 BDSG; 500 Abs. 1 StPO i.V.m. § 46 Abs. 1 

OWiG, 101 Abs. 8 StPO. 

 

III. 

 

Dies stellen Verstöße gegen  

 

1. § 34a Abs. 1 BMG i.V.m. § 14 Abs. 4 S. 1, Abs. 5 S. 1 MDLVO  

2. §§ 47 Nr. 2, Nr. 3 und Nr. 5 BDSG; 500 Abs. 1 StPO i.V.m. § 46 Abs. 1 OWiG, 101 Abs. 8 

StPO, soweit es das Verfahren 13.0513500.0 betrifft 

 

dar. 

 

Die Verstöße wurden gegenüber dem Ministerium des Innern und für Sport Rheinland-Pfalz gem. § 

42 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LDSG förmlich beanstandet. 

 

Das Verfahren ist beendet.  

 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage beim 

Verwaltungsgericht Mainz, Ernst-Ludwig-Straße 9, 55116 Mainz, schriftlich, nach Maßgabe des 

§ 55 a VwGO durch Einreichung eines elektronischen Dokuments oder zu Protokoll der 

Urkundsbeamtin oder des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden.  

 

Die Klage ist zu richten gegen den Landesbeauftragten für den Datenschutz und die 

Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz, Hintere Bleiche 34, 55116 Mainz. Die Klage muss die Klägerin 

oder den Kläger, den Beklagten sowie den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll 
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einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 

sollen angegeben und die angefochtene Verfügung soll in Abschrift beigefügt werden. 

Bereits die Erhebung der Klage kann mit Kosten verbunden sein. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

 

gez. 

 




